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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Anfrage Sudan Stéphane 2019-CE-37 
Elektromobilität im Kanton Freiburg 

I. Anfrage 

Die Zahl der Elektrofahrzeuge im Kanton Freiburg wird in den kommenden Jahrzehnten sicherlich 

steigen (technisch immer bessere Elektrofahrzeuge – sinkende Kaufpreise – steigende Treibstoffab-

gaben – zunehmendes Bewusstsein für die Umweltaspekte usw.). 

Angesichts des Berichts zur Studie, die von den Staaten Freiburg und Waadt in Auftrag gegeben 

wurde, und der voraussichtlich steigenden Marktdurchdringung durch Elektrofahrzeuge in unserem 

Kanton habe ich folgende Fragen: 

1. Gibt es einen politischen Ansatz für die Schaffung von Anreizen, damit gewöhnliche und 

Schnellladestationen für Elektroautos an verschiedenen Orten in unserem Kanton aufgestellt 

werden? 

2. Wurde für die kommenden Jahre ein Plan für die Einrichtung eines kohärenten Ladenetzes im 

Kanton definiert? 

3. Wird der Staat Freiburg die Gemeinden ermuntern, solche Ladestationen auf ihrem Gebiet zu 

installieren? 

4. Müsste die Elektromobilität auf kantonaler Ebene nicht stärker gefördert werden (der 

Marktanteil beträgt in der Westschweiz lediglich 1,2 %, während er in Norwegen, wo sich der 

Staat in deutlich grösserem Umfang einbringt, bei 29 % liegt), indem nicht nur für die Elektro-

mobilität günstige Gebühren und Steuern festgelegt werden, sondern diesen Nutzerinnen und 

Nutzer auch ein Netz und andere logistische Einrichtungen angeboten werden? 

22. Februar 2019 

II. Antwort des Staatsrats 

1. Ein Wachstumsmarkt 

Der Markt der Elektrofahrzeuge ist noch ein Nischenmarkt. Aus einer im Auftrag der Kantone 

Waadt und Freiburg und der Konferenz der Westschweizer Energiefachstellen (CRDE) durchge-

führten Studie zum Westschweizer Markt
1
 geht hervor, dass 2016 rund 5000 Elektro- und Plug-in-

                                                

1 Electromobilité en Suisse romande – Rapport final, mai 2017 (nur auf Französisch). Diese von E-CUBE Strategy 

Consultants realisierte Studie wurde auch von EnergieSchweiz unterstützt. 
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Hybridfahrzeuge immatrikuliert waren. Damit machten diese Fahrzeuge 0,28 % des Gesamtbe-

stands und 1,2 % der Personenwagenverkäufe aus. 

Deren Zahl nimmt jedoch allmählich zu.
2
 So wurden 2018 schweizweit 5411 Fahrzeuge mit 

vollständig elektrischem Antrieb in Verkehr gesetzt,
3
 was im Vergleich zu 2017 einer Zunahme von 

9,8 % entspricht; in den ersten drei Monaten von 2019 waren es 3080 Fahrzeuge und somit 26,8 % 

mehr als Januar–März 2018. Ausmass und Geschwindigkeit des Wachstums dieses Markts hängen 

von verschiedenen Faktoren ab: Entwicklung der Preise, technologische Entwicklungen bei der 

Batterien, Dichte der Ladeinfrastrukturen usw. 

2. Ladenetz 

Laut der weiter oben erwähnten CRDE-Studie über die Elektromobilität in der Westschweiz luden 

die Westschweizer Nutzerinnen und Nutzer ihre Elektrofahrzeuge im Jahr 2016 zu 70 % zu Hause, 

zu 20 % am Arbeitsplatz und zu 10 % an öffentlichen Ladestationen auf. 

Auch wenn die Elektrofahrzeuge meist daheim oder bei der Arbeit aufgeladen werden, weil sie dort 

manchmal mehrere Stunden parkiert sind, ist eine weitläufige öffentliche Ladeinfrastruktur, 

namentlich mit Schnellladestationen, nötig, damit Elektrofahrzeuge auch dann genutzt werden 

können, wenn lange Distanzen zurückgelegt werden sollen oder wenig Zeit für das Aufladen zur 

Verfügung steht. 2016 gab es in der Westschweiz rund 1600 öffentliche Ladepunkte.
4
 Deren Zahl 

nahm seither zu – ein Trend, der sich fortsetzen wird. 

Derzeit werden mehrere Initiativen verwirklicht, die zu einem Ausbau dieser Infrastrukturen führen 

werden. Als Beispiel kann das Bundesamt für Strassen (ASTRA) genannt werden, das in den 

kommenden Jahren alle Rastplätze auf dem Nationalstrassennetz mit Schnellladestationen 

ausstatten wird. Die fenaco-LANDI Gruppe hat mit dem Aufbau eines nationalen Ladenetzes an 

AGROLA-Tankstellen und LANDI-Standorten begonnen, wodurch mehrheitlich ländliche 

Gegenden abgedeckt werden. Die SBB ihrerseits investieren in Ladestationen an Bahnhöfen, um so 

den Pendlerinnen und Pendlern die Möglichkeit zu geben, ihr Fahrzeug tagsüber zu laden.
5
 

Im Kanton Freiburg sind Groupe E und MOVE Mobility AG, an der Groupe E, Alpiq, ewb und 

EBM beteiligt sind,
6
 äusserst aktiv in den Bereichen Ladeinfrastrukturen und Elektromobilität-

Services, wozu namentlich die digitale Standortermittlung der Lademöglichkeiten in der Schweiz 

und auch in Europa gehört. Die Entwicklung solcher Anwendungen floriert. 

                                                

2 Das Zentrum für Technologiefolgen-Abschätzung (TA-SWISS) prognostizierte 2013, dass 2025 etwa jedes zehnte und 
2035 jedes zweite verkaufte Auto ein Batterie- oder Plug-in-Hybridfahrzeug sein werde. 
3 Bundesamt für Statistik (BFS). 2018 wurden insgesamt 300 887 Personenwagen immatrikuliert. Deren 15 432 waren 

Plug-In-Hybridfahrzeuge, 30,3 % mehr als 2017. 
4 Diese standen vor allem bei Geschäften und Unternehmen (29 %), Parkplätzen und Parkhäusern (25 %) sowie bei 

Hotels und Restaurants (20 %).  
5 Diese drei Initiativen gehören zu den Massnahmen, die in der «Roadmap Elektromobilität 2022» vorgesehen sind 

(s. Punkt 4 weiter unten). 
6 MOVE wurde von Groupe E gegründet und im Juni 2017 in ein Gemeinschaftsunternehmen umgewandelt. Das 

Unternehmen entwickelt Dienstleistungen für die Nutzerinnen und Nutzer von Elektrofahrzeugen und betreibt eines der 

grössten öffentlichen Ladenetze in der Schweiz. 
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3. Ökobilanz der Elektrofahrzeuge 

Der Wille, den Markt der Elektrofahrzeuge zu stärken, ist mit dem Willen verbunden, die Umwelt 

zu schützen. Wenn der Anteil der Elektrofahrzeuge zunimmt, können nämlich die Lärmimmissio-

nen, der CO2-Ausstoss und die Emissionen von Luftschadstoffen (NOx, PM10), die vom 

motorisierten Individualverkehr erzeugt werden, reduziert werden. Andererseits werden die für 

Elektrofahrzeuge benötigten Batterien und Motoren in Ländern produziert, die hierfür Strom 

einsetzen, der hauptsächlich mit fossilen Brennstoffen erzeugt wird. Weiter werden Materialien wie 

Kupfer, Kobalt, Nickel oder Lithium benötigt, bei deren Gewinnung in den Ursprungsländern 

Umweltschäden angerichtet werden. Auch deren Recycling ist problematisch. Und schliesslich hat 

auch die Art des Stroms, der für das Aufladen der Fahrzeuge genutzt wird, einen Einfluss auf die 

Ökobilanz solcher Fahrzeuge. 

Kurzum, der Einsatz von Elektromotoren im motorisierten Individualverkehr leistet einen nicht zu 

vernachlässigenden Beitrag an die Senkung von schädlichen Emissionen, doch hat auch diese Art 

von Fahrzeugen negative Auswirkungen auf die Umwelt. Zudem wird das Problem der Verkehrs-

überlastungen und Staus mit dem Ersatz von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor durch solche mit 

einem alternativen Antrieb nicht gelöst. 

4. Die Rolle der öffentlichen Hand 

Aus Sicht des Staatsrats müssen die Behörden im Bereich des Umweltschutzes vor allem die 

Verkehrsverlagerung zugunsten des Langsam- und des öffentlichen Verkehrs fördern und das 

öffentliche Verkehrsangebot ausbauen, das in der Schweiz einen relativ hohen Elektrifizierungsgrad 

aufweist (Eisenbahn, Tram, Trolleybus).
7
 

Zu den Personenwagen mit elektrischem Antrieb ist zu sagen, dass namentlich dank Fahrzeugher-

stellern und Stromversorgern nach und nach ein öffentliches Ladenetz aufgebaut wird. Nach 

Ansicht des Staatsrats besteht die Rolle der öffentlichen Hand in diesem Zusammenhang 

hauptsächlich in der Koordination, Unterstützung und Förderung sowie in der Schaffung von 

Rahmenbedingungen, welche die Entwicklung dieses Markts begünstigen. Normen und Richtlinien 

müssen jedoch in erster Linie auf nationaler und allenfalls europäischer Ebene erlassen werden. 

Auf Bundesebene etwa unterzeichneten unter der Federführung des Departements für Umwelt, 

Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) Vertreterinnen und Vertreter von Bund, Kantonen, 

Städten, Gemeinden, Vereinen und verschiedenen Branchen (Automobil, Elektrizität, Immobilien, 

Betreiber von Fahrzeugflotten) am 18. Dezember 2018 die «Roadmap Elektromobilität 2022». Die 

Roadmap verfolgt das Ziel, den Anteil der sogenannten Steckerfahrzeuge (reine Elektroautos und 

Plug-in-Hybride) bei den Neuzulassungen von Personenwagen bis ins Jahr 2022 auf 15 % zu 

erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, sind konkrete Massnahmen in drei prioritären Handlungsfel-

dern vorgesehen: erfolgreiche Marktentwicklung Fahrzeuge, optimale Ladeinfrastruktur sowie 

Anreize und Rahmenbedingungen. Zu den vorgesehenen Massnahmen gehören auch die im Punkt 1 

erwähnten Massnahmen des ASTRA, der fenaco-LANDI Gruppe und der SBB sowie die 

                                                

7 Im städtischen und regionalen öffentlichen Strassenverkehr geht die Tendenz hin zum Kauf von Bussen mit 

elektrischen Batterien. So sollen zum Beispiel die Trolleybusse, die in der Agglomeration Freiburg eingesetzt werden, 

schrittweise durch Trolleybusse, die über eine elektrische Batterie verfügen, ersetzt werden, um auch auf den 

Abschnitten ohne Fahrleitung umweltfreundlich unterwegs zu sein. Und in der Agglomeration Bulle, in der keine 

Trolleybusse verkehren, werden demnächst Elektrofahrzeuge und neue Technologien getestet werden. 
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Massnahme unter der Führung der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltschutzdirektoren-

Konferenz (BPUK), die den Namen «E-Tankstellen: Schneller zum Ziel» trägt. Mit der Massnahme 

der BPUK sollen Rahmenbedingungen und einfache Prozesse zur Errichtung von E-Tankstellen 

sowie für die Installation der für E-Tankstellen notwendigen Leitungen geschaffen werden.
8
 

Ein anderer Bereich, in dem die öffentliche Hand handeln kann, ist die Besteuerung von 

Personenwagen. Im Kanton Freiburg erhalten die meisten Besitzerinnen und Besitzer von 

Elektroautos Steuernachlasse. Die Fahrzeuge der Kategorie A werden ab ihrer ersten Inverkehrset-

zung für die Dauer von drei Kalenderjahren von der Steuer befreit. 

Auf der Grundlage dieser Ausführungen beantwortet der Staatsrat die gestellten Fragen wie folgt: 

1. Gibt es einen politischen Ansatz für die Schaffung von Anreizen, damit gewöhnliche und 

Schnellladestationen für Elektroautos an verschiedenen Orten in unserem Kanton aufgestellt 

werden? 

2. Wurde für die kommenden Jahre ein Plan für die Einrichtung eines kohärenten Ladenetzes im 

Kanton definiert? 

3. Wird der Staat Freiburg die Gemeinden ermuntern, solche Ladestationen auf ihrem Gebiet zu 

installieren? 

Das Netz der öffentlichen Ladeinfrastrukturen wird dank der Initiativen von Groupe E, das sich 

mehrheitlich im Eigentum des Staats befindet, von MOVE Mobility, dessen Mitaktionär Groupe E 

ist, und von privaten Akteuren schrittweise ausgebaut. Schweizweit gibt es weitere Initiativen für 

den Ausbau dieses Netzes, wie etwa die Initiative des ASTRA entlang der Nationalstrassen, die der 

fenaco-LANDI Gruppe an AGROLA-Tankstellen und LANDI-Standorten oder die der SBB für die 

Bahnhöfe (s. Punkt 2). 

Der Staatsrat hält es zurzeit nicht für notwendig, über die Tätigkeiten der ihm nahe stehenden 

Unternehmen und die privaten Initiativen hinaus in den Bereich der Installation von Elektroladesta-

tionen einzugreifen. Angesichts der Entwicklung, die Folge der erwähnten Initiativen ist, bringt eine 

kantonale Planung oder eine Förderung der Installation solcher Stationen durch die Gemeinden 

nach dem Dafürhalten des Staatsrat keinen entscheidenden Mehrwert. Der neue Massnahmenplan 

Luftreinhaltung wird dahingegen Fördermassnahmen für die Elektromobilität umfassen. 

Sollten sich die erwähnten Massnahmen mittel- oder langfristig als ungenügend erweisen, könnte 

der Kanton geeignete Vorschriften erlassen oder Anreize schaffen. 

4. Müsste die Elektromobilität auf kantonaler Ebene nicht stärker gefördert werden (der 

Marktanteil beträgt in der Westschweiz lediglich 1,2 %, während er in Norwegen, wo sich der 

Staat in deutlich grösserem Umfang einbringt, bei 29 % liegt), indem nicht nur für die Elektro-

mobilität günstige Gebühren und Steuern festgelegt werden, sondern diesen Nutzerinnen und 

Nutzer auch ein Netz und andere logistische Einrichtungen angeboten werden? 

Die Zahlen des Bundesamts für Statistik (BFS) zeigen, dass die Zahl der immatrikulierten 

Elektrofahrzeuge zunimmt und dass dieser Markt auch in den kommenden Jahren signifikant 

expandieren dürfte (vgl. Punkt 1). Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass verschiedene 

                                                

8 Mehr unter: https://roadmap2022.brainstore.com 

https://roadmap2022.brainstore.com/
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Akteure ein öffentliches Ladenetz errichtet haben und in den kommenden Jahren weiter ausbauen 

werden, sodass ein engmaschigeres Netz entstehen wird, und dass Anwendungen für die 

Lokalisierung von Ladestationen entwickelt wurden. 

Über die BPUK nimmt der Kanton Freiburg an der Massnahme teil, die Rahmenbedingungen und 

einfache Prozesse zur Errichtung von E-Tankstellen sowie für die Installation der für E-Tankstellen 

notwendigen Leitungen schaffen will. 

Auf Ebene der steuerlichen Massnahmen für Personenwagen gilt gegenwärtig, dass die Fahrzeuge 

mit einer Energieetikette der Kategorie A ab ihrer ersten Inverkehrsetzung für die Dauer von drei 

Kalenderjahren von der Steuer befreit werden. Der Staatsrat erwägt, diese zeitlich beschränkte 

Steuererleichterung durch eine unbeschränkte zu ersetzen. Diese Massnahme betrifft Fahrzeuge der 

Kategorien A und B. Darüber hinaus ist eine zusätzliche Steuererleichterung für alle leichten 

Fahrzeuge mit einem Elektromotor vorgesehen. Diese Erleichterungen werden kumuliert werden 

können. 

Darüber hinaus wird der Staat, um seiner Rolle als Vorbild gerecht zu werden, bei der Erneuerung 

seiner alten Fahrzeuge die Möglichkeit der Anschaffung von Elektrofahrzeugen jedes Mal prüfen 

und schrittweise elektrische Ladepunkte oder –stationen in Gebäuden und Parkhäusern des Staates 

installieren. 

Der Staatsrat will zudem die Nutzung von E-Bikes im Pendelverkehr fördern, indem er ein sicheres, 

ununterbrochenes und attraktives kantonales Velonetz einrichtet. Mit diesem Ziel vor Augen hat er 

im Dezember 2018 den Sachplan Velo genehmigt, der das kantonale Velonetz unter Einschluss 

bestimmter kommunaler Abschnitte – insbesondere in den Agglomerationen (Transagglo in der 

Agglomeration Freiburg und Grüne Verbindung in Bulle) – definiert. Etwa zur selben Zeit nahm er 

auch den Sachplan Anlagen der kombinierten Mobilität an, der die Schaffung von Parkplätzen für 

Autos und Abstellplätzen für Velos in der Nähe der Bahnhöfe und Bahnhaltestellen auf dem Gebiet 

des Kantons vorsieht. An geeigneten Orten werden sichere Abstellplätze für Velos (Velostationen) 

errichtet werden, um den Pendlern die Möglichkeit zu geben, ihre E-Bikes sicher zu parkieren und 

dann auf die öffentlichen Verkehrsmittel umzusteigen. Dort werden auch Ladestationen für E-Bikes 

installiert werden. Schliesslich können weitere Massnahmen, die in der Frage Nr. 4 erwähnt 

werden, bei der Ausarbeitung des neuen Mobilitätsgesetzes geprüft werden. 

20. August 2019 
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